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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Der Nationalrat behandelte in der Wintersession 2020 die parlamentarische Initiative
Bäumle (glp, ZH) zur Einführung eines Mobility-Pricings. Bäumle führte aus, dass ein
Mobility-Pricing zur Glättung von Verkehrsspitzen beitragen könne. Dafür würde eine
neue Benutzungsgebühr für die Verkehrsinfrastrukturen geschaffen. Im Gegenzug
würden aber andere Steuern und Abgaben (beispielsweise die Nationalstrassenabgabe)
abgeschafft, weshalb insgesamt keine finanzielle Mehrbelastung für die Bevölkerung
entstehe. Bäumle insistierte, dass das Thema nun angegangen werden müsse, in den
letzten Jahren sei «wenig bis nichts passiert». KVF-NR-Minderheitssprecherin
Schaffner (glp, ZH) befürchtete des Weiteren, dass lediglich Pilotprojekte durchgeführt
werden, weil eine Verfassungsänderung, auf die dieser Systemwechsel bei der
Finanzierung der Mobilität wohl hinauslaufe, nicht angepackt werden wolle.
Die Kommissionssprecher Fluri (fdp, SO) und Romano (cvp, TI) erläuterten, weshalb sich
die Mehrheit der Kommission gegen Folge geben entschieden habe. Anhand einer
theoretischen Wirkungsanalyse im Kanton Zug habe aufgezeichnet werden können, dass
die Umsetzung eines Mobility Pricings sehr komplex sei und aufgrund der
unterschiedlichen Zuständigkeiten alle drei Staatsebenen einzubeziehen seien. Die
Kommission sei zum Schluss gekommen, dass ein Gesetz zur Ermöglichung von
Pilotversuchen einer Verfassungsänderung vorzuziehen sei. Damit folge sie der Linie
des Bundesrates. 
Aufgrund der Erläuterungen der Kommissionsmehrheit zog Nationalrat Bäumle seine
parlamentarische Initiative zurück; er wolle damit eine parallele Gesetzgebung
vermeiden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eisenbahn

Im März 2023 nahm sich der Nationalrat der Änderung des
Güterverkehrsverlagerungsgesetzes und des entsprechenden Zahlungsrahmens an.
Mit dem Gesetzespaket sah der Bundesrat vor, die sogenannte Rollende Landstrasse
Rola – den Bahntransport für Lastwagen im alpinen Güterverkehr mit Begleitwagen für
die Chauffeurinnen und Chauffeure – noch bis Ende 2026 weiterzuführen. Der dafür zu
stellende Kredit von CHF 64 Mio. bis im Jahr 2027 beinhalte zudem die Liquidation der
Rola. Ohne Weiterführung liefe die Rahmenvereinbarung mit der Betreiberin RAlpin AG
bereits Ende 2023 aus, so der Bundesrat. 
Die SVP-Fraktion beantragte erfolglos, auf das Geschäft gar nicht erst einzutreten, da
die finanziellen Mittel besser anderorts eingesetzt werden sollten und die Rola sowieso
nur als Übergangslösung angedacht gewesen sei. Mit 135 zu 51 Stimmen – sämtliche
Gegenstimmen stammten aus der SVP-Fraktion – trat der Nationalrat jedoch auf das
Geschäft ein. 

Zu Diskussionen führte in der Detailberatung die Frage, bis wann die Rola
weiterbetrieben werden soll. Dabei standen zwei Minderheitsanträge sowie der Antrag
der KVF-NR zum Betrieb bis Ende 2028 zur Auswahl: Die Minderheit Wasserfallen (fdp,
BE) beantragte, die Rola nur bis Ende 2024 zu betreiben und den Kredit entsprechend
auf CHF 25 Mio. zu kürzen.
Die Minderheit Fluri (fdp, SO) übernahm den Bundesratsvorschlag, die Rola bis Ende
2026 zu betreiben, sie 2027 zu liquidieren und entsprechend den Kredit bei CHF 64
Mio. anzusetzen. Kurt Fluri argumentierte, dass bis 2027 Umladeterminals für Container
in Novara (I) und Freiburg im Breisgau (D) fertiggestellt sein würden und eine weitere
Verlängerung des Betriebs aus finanzpolitischer Sicht keinen Sinn ergebe. Dank der
Terminals könnten die Container auf der Nord-Süd-Achse direkt von LKWs auf
Güterwaggons umgeladen werden und der Transport samt Kraftfahrzeug werde nicht
mehr benötigt. Ins selbe Horn blies auch Verkehrsminister Albert Rösti, der im Rat
erklärte, dass die Bedeutung der Rola zurückgehe und Angebote im unbegleiteten
kombinierten Verkehr – der Containerverlad ohne LKW und Chauffeure – attraktiver
und günstiger geworden seien. Der Weiterbetrieb bis 2026 stelle entsprechend einen
Kompromiss dar und die dadurch zu erzielenden Kosteneinsparungen gegenüber einem
längeren Betrieb seien in der aktuell angespannten finanzpolitischen Lage des
Bundeshaushalts «nicht unbedeutend». Die Mehrheit der Kommission befürchtete
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hingegen, dass eine Rückverlagerung auf die Strasse stattfinden könnte, falls die Rola zu
früh beendet werde. Da das umgebaute Verladeterminal in Novara erst 2028 in Betrieb
gehen werde und die Kapazitäten während des Umbaus eingeschränkt seien, seien eine
Verlängerung des Betriebs bis 2028 und eine Liquidation im Jahr 2029 sinnvoll, erklärte
etwa Barbara Schaffner (glp, ZH), welche in der Kommission den entsprechenden Antrag
gestellt hatte.
Der Nationalrat hiess schliesslich mit 107 zu 80 Stimmen den Antrag der Kommission gut
– die geschlossenen Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen opponierten erfolglos
zugunsten der bundesrätlichen Pläne. Die Minderheit Wasserfallen blieb im Rat
chancenlos. Nach Zustimmung zur Kommissionsmehrheit passierte auch die damit
nötig gewordene Erhöhung des Kredits auf CHF 106 Mio. die Abstimmung erfolgreich. In
der Gesamtabstimmung gab der Nationalrat der Änderung des
Güterverlagerungsgesetzes und dem entsprechenden Zahlungsrahmen mit 114 zu 73
Stimmen bei 2 Enthaltungen grünes Licht. Opposition kam wiederum aus den Reihen
der SVP und der FDP. Die Rola-Vorlage ging damit an den Ständerat. 2

1) AB NR, 2020, S. 2628 f.
2) AB NR, 2023, S. 282 ff.; Medienmitteilung KVF-NR vom 15.2.23; Medienmitteilung KVF-NR vom 17.1.23
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